
2. Abschnitt 
Arbeit, Wirtschaft, Umwelt

Artikel 26

Jeder hat das Recht, seinen Beruf frei zu wählen und auszuüben. 
In diese Freiheit kann nur durch Gesetz oder aufgrund eines 
Gesetzes eingegriffen werden.

Artikel 27

(1) Jeder Bürger hat das Recht auf Arbeit oder Arbeitsfördenjng.

(2) Das Recht jedes Bürgers, über seine Arbeitskraft frei zu 
verfügen und seinen Arbeitsplatz frei zu wählen, ist gewährlei
stet. Öffentliche Arbeits- und Dienstpflichten sind nur für beson
dere, durch Gesetz festgelegte Zwecke zulässig. Sie müssen für 
alle gleich sein. Frauen dürfen nur zur Abwendung aktueller 
Notlagen zu einer öffentlichen Dienstleistung verpflichtet wer
den. Die Wehrpflicht ist abgeschafft.

(3) Der Staat schützt die Arbeitskraft durch gesetzliche Regelun
gen über die Arbeitssicherheit, die Arbeitshygiene und die Be
grenzung der Arbeitszeit. Er fördert das Recht des einzelnen, 
seine Arbeitskraft zur Führung eines menschenwürdigen Lebens 
zu verwenden. Er hat in seiner Wirtschaftspolitik dem Ziel der 
Vollbeschäftigung in der Regel Vorrang einzuräumen. Jeder Bür
ger hat im Falle von Arbeitslosigkeit oder drohender Arbeitslo
sigkeit ein Recht auf öffentlich finanzierte Maßnahmen der Ar
beitsförderung. Dabei ist der beruflichen Weiterbildung oder 
Umschulung der Vorrang vor Arbeitslosengeld und Arbeitslosen
hilfe einzuräumen.

(4) Für gleiche Arbeit besteht ein Anspruch auf gleichen Lohn.
t

(5) Lehrlinge, Schwangere, Alleinerziehende, Kranke, Werktäti
ge m it Behinderung und ältere Werktätige genießen erweiterten 
Kündigungsschutz.
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